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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden 

Entwicklungsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

– in Kenntnis der vom Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen am 27. Juni 2013 

angenommenen Resolution mit dem Titel „Technische Hilfe und Aufbau von Kapazitäten 

in Südsudan auf dem Gebiet der Menschenrechte“; 

A. in der Erwägung, dass dem Gürtel der Unsicherheit, der Unterentwicklung und der 

schlechten Regierungsführung, der sich über die gesamte Sahelzone bis zum Horn von 

Afrika erstreckt, nur mit Hilfe eines umfassenden Konzepts begegnet werden kann;  

B. in der Erwägung, dass im Zusammenhang mit der Reform des Sicherheitssektors einige 

Maßnahmen wie der Aufbau der südsudanesischen nationalen Polizei (SSNPS) sowie die 

Einrichtung des Rates für Nationale Sicherheit und Entwaffnung (NSDC) und des Rates 

für Demobilisierung und Wiedereingliederung (DRC) ergriffen wurden; 

C. in der Erwägung, dass 98 % der staatlichen Einkünfte Südsudans aus der Erdölförderung 

stammen, wodurch die südsudanesische Wirtschaft stark von Erdöl abhängig ist; in der 

Erwägung, dass die nationale Erdölförderung begrenzt ist und aus diesem Grund eine 

starke Abhängigkeit von Einfuhren besteht; in der Erwägung, dass Südsudan für seine 

Erdölausfuhren weiterhin von Port Sudan im Norden abhängig ist; 

D.  in der Erwägung, dass die Aussichten für eine längerfristige Entwicklung und den 

Staatsaufbau in Südsudan untrennbar mit regionalen Wechselbeziehungen am Horn von 

Afrika, nicht zuletzt der Regelung der Sicherheitsbelange mit dem benachbarten Sudan 

(auch in den Regionen Darfur, Kordofan und Blauer Nil) und Investitionen in die 

wirtschaftliche Integration mit anderen regionalen Partnern, verknüpft sind;  

E. in der Erwägung, dass eine belastbare und langfristige Stabilität am Horn von Afrika nur 

auf leistungsfähigen Institutionen, einer angemessenen Rolle und ausreichendem Raum 

für die Zivilgesellschaft, Rechtsstaatlichkeit und der Achtung der Menschenrechte, 

insbesondere der Meinungsfreiheit, sowie guter Wirtschaftsaussichten für die gesamte 

Gesellschaft aufgebaut werden kann; in der Erwägung, dass die Abspaltung Südsudans 

von Sudan nachweislich zu Religionskonflikten geführt hat; in der Erwägung, dass 

zahlreiche Flüchtlinge aus Sudan in das überwiegend christliche Südsudan geflohen sind; 

in der Erwägung, dass sich die geschätzte Zahl der Flüchtlinge von Sudan nach Südsudan 

im Juni 2013 auf 263.0001 belief; 

1. bekräftigt seine Unterstützung für das regionale Engagement der Europäischen Union im 

Zusammenhang mit ihrem strategischen Rahmen für das Horn von Afrika und dem 

umfassenden Konzept für Sudan und Südsudan; weist ferner auf die geopolitische Lage in 

der Sahelzone und die dort miteinander verknüpften politischen, wirtschaftlichen und 

sozialen Herausforderungen hin; fordert die Europäische Union daher auf, ihre 

                                                 
1 Flüchtlingshilfswerk der VN, „CAP for South Sudan, Mid-Year Review 2013“ (konsolidierter Hilfsappell für 

Südsudan, Halbjahresbewertung 2013). 
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Maßnahmen in der Großregion wirksamer aufeinander abzustimmen, insbesondere durch 

eine Verknüpfung der Ziele und des Anwendungsbereichs ihres strategischen Rahmens 

für das Horn von Afrika mit den Zielen und dem Anwendungsbereich der EU-Strategie 

für Sicherheit und Entwicklung in der Sahelzone; unterstützt eine gemeinsame 

Überprüfung der Einhaltung der Menschenrechte im Rahmen dieser beiden Programme; 

fordert die Europäische Union ferner auf, bei der Bewältigung der ungelösten 

Herausforderungen der Region abgesehen vom EU-Sonderbeauftragten für das Horn von 

Afrika auch die EU-Sonderbeauftragten für die Sahelzone und für Menschenrechte 

einzubeziehen; fordert die EU auf, sich im Interesse einer besseren Zusammenarbeit und 

Entwicklung für einen umfassenden Dialog mit regionalen Partnern einzusetzen; 

2. betont, dass es wichtig ist, den neuen Staat Südsudan zu unterstützen, insbesondere bei der 

Umsetzung des Friedensprozesses mit Sudan und bei der Errichtung demokratischer und 

rechenschaftspflichtiger Institutionen, die die Rechtsstaatlichkeit, die Menschenrechte und 

die Erschließung und nachhaltige Bewirtschaftung der Ressourcen des Landes zum 

Nutzen der Bevölkerung beider Länder garantieren; betont, dass Konflikte und 

Unsicherheit weiterhin kritische Faktoren für menschliches Leid, insbesondere unter den 

schwächsten Bevölkerungsgruppen, und für die Untergrabung der 

Entwicklungsperspektiven sind; 

3. fordert die Behörden in Südsudan nachdrücklich auf, die Resolution 2109 des 

Sicherheitsrates der Vereinten Nationen einzuhalten, auf Rechtsstaatlichkeit bedacht zu 

sein, ihrer Verantwortung für den Schutz der Bürger gerecht zu werden und die 

Grundrechte ihrer Bürger zu achten; fordert die Behörden in Südsudan außerdem auf, ihre 

Bemühungen um die Bekämpfung der massiven und gewaltsamen Viehdiebstähle, die sich 

üblicherweise in ländlichen Gebieten des Landes ereignen, zu verstärken; 

4. betont die große Bedeutung der Europäischen Union und ihrer Zusammenarbeit mit 

multilateralen Partnern und Gebern für die Unterstützung Südsudans auf seinem Weg zur 

Demokratie; begrüßt in diesem Zusammenhang den Finanzbeitrag der Europäischen 

Union in Höhe von 4,9 Mio. USD für die Internationale Organisation für Migration, die 

den Dialog und die Verständigung zwischen den verschiedenen Stämmen und Clans zu 

der Frage fördern wird, wie die knappen Ressourcen (Wasser, Weideland) vor dem 

Hintergrund zunehmender Gewalt zwischen den verschiedenen Gemeinschaften 

gemeinsam genutzt werden können; begrüßt die im Zusammenhang mit der Erhaltung der 

historischen Archive geleistete Arbeit der Organisation der Vereinten Nationen für 

Erziehung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO) als wichtiges Instrument für den 

Staatsaufbau in Südsudan; fordert die Regierung Südsudans angesichts der zunehmenden 

Wachsamkeit der internationalen Gemeinschaft in Bezug auf Chemiewaffen 

nachdrücklich auf, baldmöglichst das Übereinkommen über das Verbot der Entwicklung, 

Herstellung, Lagerung und des Einsatzes chemischer Waffen und über die Vernichtung 

solcher Waffen sowie andere Verträge zur Waffenkontrolle und Abrüstung zu 

unterzeichnen und zu ratifizieren, wozu auch die Abkommen zur Bekämpfung des 

illegalen und unkontrollierten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen zählen; 

5. fordert eine regelmäßige Überprüfung des strategischen Rahmens der EU für das Horn 

von Afrika und ihres umfassenden Konzepts für Sudan und Südsudan, um sicherzustellen, 

dass die politischen Instrumente und die Mittel passgenau auf die Unterstützung des 
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Friedensprozesses und den Aufbau der Demokratie einschließlich der Vorbereitung der 

für 2015 anberaumten Wahlen zugeschnitten sind; weist darauf hin, dass künftige 

Mandate für EU-Sonderbeauftragte in dieser Region, einschließlich von Beschlüssen zur 

Zusammenlegung von Positionen, im Rahmen einer solchen Überprüfung der Politik und 

als Reaktion auf die politischen Realitäten vor Ort geprüft werden sollten; 

6. fordert die Behörden Sudans und Südsudans nachdrücklich auf, das Umfassende 

Friedensabkommen (CPA), in dem beide Staaten zur Klärung der offenstehenden Fragen 

zur Aufteilung der Macht, zur Staatsbürgerschaft, zu den Einkünften aus dem Ölgeschäft 

und zur Aufteilung der Schulden aufgefordert wurden, vollständig umzusetzen; betont, 

dass es trotz bedeutender Meinungsunterschiede zwischen den Regierungen in Khartum 

und Dschuba vor allem über das umstrittene Abyei-Referendum, das im Oktober 2013 

stattfinden sollte, ermutigende Zeichen für eine Zusammenarbeit beider Regierungen gibt, 

wie beispielsweise die Initiative für die Billigung grenzüberschreitender Bewegungen als 

Vorbereitung auf den Abschluss von Handelsabkommen zwischen den beiden Staaten; 

würdigt die Fortschritte der Afrikanischen Union bei der Zusammenführung der 

Präsidenten Sudans und Südsudans mit dem Ziel, die Umsetzung der 

Kooperationsvereinbarungen zu fördern; fordert Sudan und Südsudan auf, die 

Verhandlungen über Erdöllieferungen an den Norden wieder aufzunehmen; 

7. fordert die Europäische Union auf, das Mandat des EU-Sonderbeauftragten für Sudan und 

Südsudan aufgrund der derzeitigen Unsicherheit in den Beziehungen zwischen den beiden 

Ländern über den 31. Oktober 2013 hinaus zu verlängern; fordert den Auswärtigen Dienst 

der EU nachdrücklich auf, verstärkt diplomatische Bemühungen zu unternehmen, um die 

Handelsbeziehungen zwischen Südsudan und Sudan zu verbessern und Unterstützung bei 

der Betreuung von Flüchtlingen zu leisten; fordert die internationale Gemeinschaft und 

insbesondere die Vereinten Nationen, die Europäische Union und die Afrikanische Union 

auf, bei der Umsetzung der Reform des Sicherheitssektors zusammenzuarbeiten und dabei 

die Arbeit der UNMISS, Grenzkontrollen und die Entwaffnung der Zivilbevölkerung in 

Südsudan einzubeziehen; 

8. unterstreicht die Bedeutung des am 27. September 2012 in Addis Abeba unterzeichneten 

Kooperationsabkommens – einschließlich der sektoralen Abkommen – zwischen Sudan 

und Südsudan; bringt jedoch nachdrücklich seine Besorgnis über die einseitige 

Ankündigung der sudanesischen Regierung zum Ausdruck, die Ölexporte aus Südsudan 

zu stoppen und alle sektoralen Abkommen einzufrieren, und sieht darin eine Maßnahme, 

die der Wirtschaft beider Länder Schaden zufügen und die regionalen Spannungen 

verschärfen wird; fordert beide Regierungen auf, mit der Hochrangigen 

Umsetzungsgruppe der Afrikanischen Union zusammenzuarbeiten, um zum 

Kooperationsabkommen zurückzukehren, die Unterstützung der bewaffneten 

Rebellengruppen einzustellen, das Abkommen über die sichere entmilitarisierte 

Grenzzone, die von der erweiterten Interims-Sicherheitstruppe der Vereinten Nationen für 

Abyei überwacht wird, voll und ganz einzuhalten und ein Referendum über den künftigen 

Status von Abyei vorzubereiten; 

9. fordert die Regierung Südsudans gemäß den Empfehlungen des Menschenrechtsrats der 

Vereinten Nationen auf, alle internationalen und regionalen Menschenrechtsabkommen, 

die sie mitunterzeichnet hat, umzusetzen, das Justizsystem zu verbessern und die 
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Unabhängigkeit der südsudanesischen Menschenrechtskommission zu stärken; fordert die 

EU ferner auf, dafür Sorge zu tragen, dass die Förderung der Demokratie und die 

Schaffung günstiger Bedingungen für Menschenrechtsorganisationen vorrangige Anliegen 

ihrer Entwicklungshilfe für Südsudan darstellen; fordert die Europäische Union auf, dafür 

Sorge zu tragen, dass im Rahmen der Entwicklungshilfe für Südsudan die Rechte von 

Frauen und jungen Mädchen im Land sorgfältig berücksichtigt werden, indem vor allem 

Zusammenschlüsse von Frauen unterstützt und den Praktiken von Kinderehen und 

Kinderarbeit ein Ende bereitet wird; fordert eine Angleichung von Gewohnheitsrecht und 

kodifiziertem Recht und weist auf die große Bedeutung der Schaffung eines separaten 

Justizsystems für Minderjährige hin, um unrechtmäßigen Verhaftungen vorzubeugen und 

die Rechte von Kindern zu schützen; verurteilt die von NGOs gemeldeten willkürlichen 

Festnahmen und die Schikanierung von Journalisten durch die Behörden Südsudans, da 

dies praktisch auf eine Zensur hinausläuft; fordert die Behörden Südsudans auf, die 

Schuldigen für solche Verbrechen gegen Journalisten zur Rechenschaft zu ziehen und 

strafrechtlich zu verfolgen; 

10. nimmt die Empfehlung der Afrikanischen Union an die Regierungen von Khartum und 

Dschuba zur Kenntnis, im Oktober 2013 ein Referendum zu der umstrittenen Region 

Abyei durchzuführen; fordert die Behörden Südsudans auf, die Teilnahme der Misseriya-

Nomaden an der Abstimmung zu ermöglichen, da sich Khartum ansonsten einer 

Durchführung des Referendums widersetzt; begrüßt die Erklärung der Behörden 

Südsudans, in der darauf hingewiesen wird, dass die Misseriya schon immer freien 

Zugang zu Wasser und Weideland in Abyei hatten und dieses Recht auch in Zukunft in 

Anspruch nehmen können; bekundet seine Absicht, das Ergebnis des Treffens von 

15 Staatschefs der Afrikanischen Union, das am 23. September in New York zu diesem 

Thema stattfand, aufmerksam zu verfolgen; 

11. hebt hervor, dass es wichtig ist, dem südsudanesischen Volk den Wert und die 

Wirksamkeit seines neuen demokratischen Staates vor Augen zu führen, wozu auch 

gehört, dass eine stabile Regierung gebildet wird, die nicht mit Hilfe willkürlicher 

Präsidialverordnungen regiert und die Trennung von Exekutive, Legislative und 

Judikative garantiert, dass die Menschenrechte und die Freiheit der Medien geachtet 

werden, Korruption unterbunden und bekämpft wird und öffentliche Dienstleistungen und 

Infrastruktur auch in den ländlichen Gebieten außerhalb von Dschuba bereitgestellt 

werden; bedauert die Auswirkungen der Korruption auf diesen neuen Staat und fordert die 

internationale Gebergemeinschaft einschließlich der Europäischen Union auf, die 

Fähigkeit Südsudans, dieses Problem anzugehen, eingehend zu bewerten; fordert 

Südsudan außerdem auf, seine Bemühungen um die Bekämpfung der Korruption zu 

verstärken, wozu auch gegen hochrangige Beamte gerichtete Initiativen des Präsidenten 

Kiir gehören, wobei gleichzeitig die Regierung dazu angehalten werden muss, die 

Umsetzung ihres Entwicklungsplans weiter zu verfolgen, indem u. a. ein Weg aus der 

wirtschaftlichen Abhängigkeit von Ölexporten gesucht wird; 

12. ermutigt die Regierung von Südsudan, die wirtschaftliche Diversifizierung zu fördern und 

die Abhängigkeit von Kohlenwasserstoffen zu verringern; ermutigt Südsudan, die 

heimische Nahrungsmittelproduktion auszubauen, exportorientierte Branchen zu fördern 

und die Verkehrsinfrastruktur weiterzuentwickeln, um den Marktzugang zu erleichtern. 
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